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Name und Anschrift des Bieters 

 

Bindefrist endet am: 
20.08.2026 

 

Angebotsfrist:  

Datum: 22.06.2026 Uhrzeit:    20:00 Uhr 

 
 
 

 
 

Angebot 
Baumaßnahme  
Westfalenpark, Neubau Eingang Ruhrallee u. Kindermuseum 

Vergabenummer 
B746a_25 

Angebot für 
Umlegung einer 10kV-Leitung 

In Dortmund 

1. Mein/Unser Angebot umfasst: 

1.1 folgende beigefügte Unterlagen 
- Leistungsbeschreibung mit den Preisen und den geforderten Erklärungen,  
- alle weiteren nach der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots (211) geforderten und soweit 

erforderlich ausgefüllten Anlagen, die diesem Angebotsschreiben beigefügt sind (vgl. 211 
Abschnitte C und D). 
 

1.2 folgende nicht beigefügte Unterlagen 
- Allgemeine Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen (VOB/B), Ausgabe 

2016, 
- Allgemeine Technische Vertragsbedingungen für Bauleistungen (VOB/C), Ausgabe 2016, 
- alle weiteren in der Aufforderung zur Abgabe eines Angebots angegebenen Anlagen, die bei 

mir/uns verbleiben können (vgl. 211 Abschnitt B).  
 

2. Ich bin /Wir sind 
Mitglied der Berufsgenossenschaft 
 
 

unter Nr. 

Bieter, die Ihren Sitz nicht in der Bundesrepublik Deutschland haben, geben den für sie zuständigen 
Versicherungsträger an. 
 

3. Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir 
- meinen/unseren Verpflichtungen zur Zahlung der Steuern und Abgaben sowie der Beiträge 

zur    gesetzlichen Sozialversicherung nachgekommen bin/sind, 

- in den letzten 2 Jahren nicht 
- gem. § 21 Abs. 1 Satz 1 oder 2 Schwarzarbeiterbekämpfungsgesetz mit einer Freiheitsstrafe 
von mehr als 3 Monaten oder einer Geldstrafe von mehr als 90 Tagessätzen oder einer 

An (ausschreibende Stelle) 
Stadt Dortmund 
- Vergabe- und 
Beschaffungszentrum- 
Viktoriastraße 15 
 
44135 Dortmund 
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Geldbuße von mehr als 2.500 € belegt worden bin/sind, oder 
- gem. § 21 Abs. 1 Arbeitnehmerentsendegesetz nicht wegen eines Verstoßes nach § 23 mit 
einer Geldbuße von wenigstens 2.500 € belegt worden bin/sind, 

- die gewerberechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung der angebotenen Leistung 
erfülle(n). 

- kein Insolvenzverfahren oder ein vergleichbares gesetzlich geregeltes Verfahren eröffnet oder 
die Eröffnung beantragt worden ist oder der Antrag mangels Masse abgelehnt wurde oder ein 
Insolvenzplan rechtskräftig bestätigt wurde 

- mein/unser Unternehmen sich nicht in Liquidation befindet 

- dass die Voraussetzungen für einen Ausschluss nach § 19 Abs. 1 des Gesetzes zur Regelung 
eines allgemeinen Mindestlohns (MiLoG) nicht vorliegen. 

4.  

4.1  Ich bin/Wir sind für die zu vergebende Bauleistung präqualifiziert und im 
Präqualifikationsverzeichnis eingetragen unter Nummer: 

Name: PQ Nummer: 

  

  
         

          Ich bin/Wir sind kleines oder mittleres Unternehmen – KMU - (< 250 Beschäftigte und ≤ 50 Mio Euro 
Jahresumsatz bzw. ≤ 43 Mio Jahresbilanzsumme). Bietergemeinschaften gelten nur dann als KMU, wenn der 
überwiegende Teil des Auftrags von (einem) Partner(n) der Bietergemeinschaft erbracht wird, der/die als KMU 
einzustufen ist/sind. 
 

5. Ich/Wir erkläre(n), dass ich/wir  
- alle Leistungen, die nicht im Verzeichnis Nachunternehmerleistungen aufgeführt sind, im 

eigenen Betrieb ausführen werde(n). 
- den vertraglichen Verpflichtungen gemäß meinen/unseren Angaben in der Anlage 

„Vertragsbedingungen und Verpflichtungserklärung zur Frauenförderung und Förderung der 
Vereinbarkeit von Beruf und Familie“ ordnungsgemäß nachkommen werde/n. 

- nur Holz gemäß den in der „Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten“ benannten Variante 
verwende/n. 

  
6. Ich/Wir biete/n die Ausführung der beschriebenen Leistungen zu den von mir/uns eingesetzten 

Preisen und mit allen den Preis betreffenden Angaben wie folgt an: 

6.1  Hauptangebot 
 keine Vergabe nach Losen  

Endbetrag einschl. Umsatzsteuer 
(ohne Nachlass) 

Preisnachlass ohne Bedingung 
auf die Abrechnungssumme1 

 Summe Angebot  €   %  

6.2  Nebenangebote zum Hauptangebot  Anzahl:    

6. 3 Der Preisnachlass des Hauptangebotes wird auch auf etwaige  
Nebenangebote gewährt. 

 Nein  

An mein/unser Angebot halte(n) ich/wir mich/uns bis zum Ablauf der Bindefrist gebunden. 

 
1 Die Preise im Leistungsverzeichnis sind ohne den hier einzutragenden Nachlass anzugeben. Wird an dieser Stelle ein Nachlass eingetragen, so wird dieser 
zusätzlich von der sich aus den eingetragenen Einheitspreisen in der Leistungsbeschreibung  rechnerisch ergebenden Angebotssumme abgezogen! siehe 
auch Nr. 3.7 der Teilnahmebedingungen  
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7. Ich/Wir erkläre(n), dass 

– ich/wir den Wortlaut der vom Auftraggeber verfassten Langfassung des Leistungsverzeichnisses 
als alleinverbindlich anerkenne(n). 
– mir/uns zugegangene Änderungen der Vergabeunterlagen Gegenstand meines/unseres Angebotes 
sind. 
– ein nach der Leistungsbeschreibung ggf. zu benennender Sicherheits- und 
Gesundheitsschutzkoordinator 
gemäß Baustellenverordnung und dessen Stellvertreter über die nach den „Regeln zum Arbeitsschutz auf 
Baustellen; geeigneter Koordinator (Konkretisierung zu § 3 BaustellV) (RAB 30)“ geforderte Qualifikation 
verfügen, um die nach Baustellenverordnung übertragenen Aufgaben fachgerecht zu erfüllen. 
– das vom Auftraggeber vorgeschlagene Produkt Inhalt meines/unseres Angebotes ist, wenn 
Teilleistungsbeschreibungen des Auftraggebers den Zusatz „oder gleichwertig“ enthalten und 
von mir/uns keine Produktangaben (Hersteller- und Typbezeichnung) eingetragen wurden. 
– falls von mir/uns mehrere Nebenangebote abgegeben wurden, mein/unser Angebot auch die 
Kumulation der Nebenangebote, die sich nicht gegenseitig ausschließen, umfasst. 
– ich/wir einen pauschalen Schadensersatz in Höhe von 15 Prozent der Bruttoabrechnungssumme 
dieses Vertrages entrichten werde, falls ich/wir aus Anlass der Vergabe nachweislich 
eine Abrede getroffen habe(n), die eine unzulässige Wettbewerbsbeschränkung darstellt. 
- ich/wir jede vom zuständigen Finanzamt vorgenommene Änderung in Bezug auf eine vorgelegte 
Freistellungsbescheinigung (§ 48b EStG) dem Auftraggeber unverzüglich in Textform mitteile/n 
 
Ich/Wir habe/haben das den Ausschreibungsunterlagen beiliegende Informationsschreiben zum 
Datenschutz (Anlage 1) zur Kenntnis genommen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mit der Einreichung in Textform nach § 126b BGB bzw. mit der fortgeschrittenen oder qualifizierten 
elektronischen Signatur gelten das Angebot und alle damit eingereichten Unterlagen als unterschrieben. 
Auf die Regelungen des Formblatts „Verfahrensregelungen zur Form der Einreichung elektronischer 
Interessensbestätigungen, Teilnahmeanträge und Angebote“ wird verwiesen. 

 

 

 

 

  

Ort, Datum, Firmenstempel und Unterschrift (bei schriftlichem Angebot) 
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Anlage 1 zum Formblatt 213: 

Einverständniserklärung zur Verwendung personenbezogener Daten 
 
 
Die Verarbeitung der Daten erfolgt zum Teil im Rahmen der gesetzlichen Vorgaben. Ferner werden die 
Daten für die Auftragsverarbeitung, sowie für statistische Zwecke mit Auftragsbezug herangezogen. 
Daten von Bietern, die nicht den Zuschlag erhalten, werden nicht öffentlich bekannt gemacht. 
 
Auf Ihre Rechte auf Auskunft (Art. 15 DS-GVO), Berichtigung (Art. 16 Ds-GVO), Löschung (Art. 17 DS-GVO), 
Einschränkung der Verarbeitung (Art. 18 DS-GVO), Datenübertragbarkeit (Art. 20 DS-GVO) und 
Widerspruch (Art. 21 DS-GVO) wird hingewiesen. 
Das Recht auf Widerspruch gemäß Artikel 21 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 gegenüber einer 
öffentlichen Stelle besteht gemäß § 14 DSG NRW nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingendes 
öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person überwiegt, oder eine 
Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet. 

Hinweis:  
Eine ausführliche Datenschutzerklärung der Stadt Dortmund finden Sie auf unserer Website unter 
www.dortmund.de 
 

 



Stand Stadt Dortmund: 08.07.2024 

 

Erklärung zur Verwendung von Holzprodukten 
 
Das in Holzprodukten (einschließlich Papier und Karton) verarbeitete Rohholz muss 
nachweislich aus legaler und nachhaltiger Waldbewirtschaftung stammen. Der Nachweis 
ist vom Bieter durch Vorlage eines Zertifikates des PEFC (Programme for the Endorsement of 
Forest Certification Schemes), des FSC (Forest Stewardship Council) oder durch 
gleichwertige Siegel, Zertifikate oder Nachweise, wie technische Unterlagen des Herstellers 
oder Prüfberichte anerkannter Stellen, zu erbringen. 
 

  Ich werde keine Holzprodukte verwenden. 
   
  Ich werde Holzprodukte verwenden, die nach FSC und/oder PEFC zertifiziert sind. 
   
  Ich werde Holzprodukte verwenden, die aus legaler und nachhaltiger  
  Waldbewirtschaftung stammen und den Nachweis der Gleichwertigkeit, d.h. der 

Übereinstimmung des Zertifikats mit den für das jeweilige Herkunftsland 
geltenden Standards von FSC oder PEFC, durch entsprechende Siegel, Zertifikate 
oder Nachweise, wie technische Unterlagen des Herstellers oder Prüfberichte 
anerkannter Stellen nachweisen. 
 
Ich werde diesen geprüften Nachweis zu dem von der Vergabestelle verlangten 
Zeitpunkt vorlegen. 

 
 
 


